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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2006 und Gesetz zur Änderung 
haushaltswirksamer Landesgesetze (Haushaltsstrukturgesetz 2006) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 14/1000 und 14/1500 (Ergänzung der Landesregierung) 
Vorlagen 14/261, 14/317, 14/318, 14/323 
- Abschließende Beratung und Abstimmung zu Einzelplan 03 

Der Ausschuss berät über die Änderungsanträge und stimmt darüber 
ab. Abstimmungsergebnisse siehe Anlage zum Protokoll. 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die Stimmen 
der Oppositionsfraktionen stimmt der Ausschuss dem Einzelplan 03 in 
Verbindung mit der Ergänzungsvorlage unverändert zu. 

 

1

2 Verschiedenes 

Der Ausschuss nimmt eine Mitteilung des Vorsitzenden entgegen.  
 

6

***** 
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Aus der Diskussion 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2006 und Gesetz zur Änderung haushalts-
wirksamer Landesgesetze (Haushaltsstrukturgesetz 2006) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 14/1000 und 14/1500 (Ergänzung der Landesregierung) 
Vorlagen 14/261, 14/317, 14/318, 14/323 
- Abschließende Beratung und Abstimmung zu Einzelplan 03 

Vorsitzender Winfried Schittges schlägt einen kurzen Bericht seitens der Landesre-
gierung zur Ergänzungsvorlage sowie anschließend die Abstimmung über die Ände-
rungsanträge vor. - Der Ausschuss ist damit einverstanden. 
Über den von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vorgelegten Entschließungsantrag 
werde erst im Rahmen der dritten Beratung diskutiert.  

MR’in Brohl-Sowa (IM) trägt vor: 
Zur Ergänzungsvorlage: Wir haben einen unabweisbaren Mehrbedarf bei den 
DNA-Analysen beim Landeskriminalamt infolge geänderter gesetzlicher Vorschrif-
ten im Jahre 2005 - Änderung der Strafprozessordnung und der sogenannten 
Einwilligungslösung -. Das führte dazu, dass die Anzahl der DNA-Analysen 
sprunghaft bis zu 1.000 pro Monat angestiegen ist und wir einen erheblichen Be-
darf in der Hauptgruppe 5 haben. Dieser ist mit 4 Millionen € veranschlagt und be-
ruht auf den Berechnungen des Landeskriminalamtes.  
Zur Deckung dieses Mehrbedarfs für das Landeskriminalamt haben wir bei den in-
vestiven Mitteln einen Betrag von 4 Millionen € abgesetzt. Das tangiert das Projekt 
„Voice over IP“. Ursprünglich war vorgesehen, das gesamte Projekt für alle Lie-
genschaften jetzt anzugehen. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen der Zentralen Po-
lizeitechnischen Dienste haben gezeigt, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt bis auf 
neue Liegenschaften eine komplette Einführung von „Voice over IP“ nicht wirt-
schaftlich ist. Das kann sich in den nächsten Jahren ändern, weil erfahrungsge-
mäß die Technik preiswerter wird. 
Bei den drei gemeinsamen Gebietsrechenzentren, Köln, Hagen und Münster, wol-
len wir Gewinne abschöpfen, und zwar nicht wie bisher in Höhe von 50 %, son-
dern in Höhe von 80 %, um eine Deckung für den Sporthaushalt und den Landes-
haushalt insgesamt zu erbringen. 
Im Bereich des Feuerschutzes haben wir eine Unstimmigkeit zwischen dem Ein-
zelplan 20 und dem Einzelplan 03 bereinigt. Das Aufkommen der Feuerschutz-
steuer ist mit 85 Millionen € zu veranschlagen. Auch in den nächsten Jahren ist 
mit diesem Aufkommen zu rechnen, unter gleichzeitiger Erhöhung des Ansatzes 
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für den Erwerb von Fahrzeugen von 16,5 Millionen € auf 21,5 Millionen € zur Op-
timierung der Großschadensabwehr.  
Das sind die Punkte der Ergänzungsvorlage. 

Dr. Karsten Rudolph (SPD) legt dar, er nehme erfreut zur Kenntnis, dass es noch 
Landesbetriebe gebe, wo die Gewinnabschöpfungen erhöht werden könnten, und diese 
nicht privatisiert seien. 
Der Abgeordnete möchte wissen, an welche externen Stellen die Durchführung von 
DNA-Analysen vergeben würden. Darüber hinaus ist er interessiert zu erfahren, ob die 
Möglichkeit bestehe, dass andere Bundesländer für Nordrhein-Westfalen DNA-
Analysen durchführten.  
Abschließend fragt der Abgeordnete, aus welchem Jahr die Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung bezüglich des Projektes „Voice over IP“ stamme.  

KD Winkelmann (IM) antwortet, es sei beabsichtigt, die DNA-Analysen, die aufgrund 
der gesetzlichen Änderungen als Überhang aufgelaufen seien, extern zu vergeben. Im 
Wesentlichen betreffe dies Institute für Rechtsmedizin. Eine Beteiligung anderer Bun-
desländer gestalte sich etwas schwierig, weil durch die Änderung des Bundesrechts die 
anderen Bundesländer vor ähnlichen Problemen stünden wie Nordrhein-Westfalen, so-
dass es auch dort Überhänge gebe. Von daher könne nicht damit gerechnet werden, 
dass andere Bundesländer freie Kapazitäten hätten, um die Überhänge Nordrhein-
Westfalens abzuarbeiten.  

MR’in Brohl-Sowa (IM) lässt wissen, die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der Zentralen 
Polizeitechnischen Dienste sei entweder von Ende 2005 oder von Anfang 2006.  

Vorsitzender Winfried Schittges verweist auf die Änderungsanträge, die in der Tisch-
vorlage (Anlage) enthalten seien, und regt an, über diese nun abzustimmen. 

Änderungsantrag Nr. 1 

Dr. Karsten Rudolph (SPD) bringt seine Enttäuschung zum Ausdruck, dass es nicht 
gelungen sei, Mittel für den Landespräventionsrat zu veranschlagen, obwohl dies von-
seiten des Staatssekretärs Brendel in eine der letzten Sitzungen angekündigt worden 
sei. Insofern schlage nun seine Fraktion eine Erhöhung des entsprechenden Ansatzes 
vor. 

Monika Düker (GRÜNE) bedauert es, dass die Koalitionsfraktionen keine Änderungs-
anträge eingebracht hätten.  
Bezüglich des Landespräventionsrates verweise sie auf den gleich lautenden Ände-
rungsantrag ihrer Fraktion. Staatssekretär Brendel habe in einer der letzten Sitzungen 
im Innenausschuss dargestellt, dass für den Landespräventionsrat 160.000 € veran-
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schlagt würden. Die Abgeordnete bittet um eine Erklärung, warum dies nicht geschehen 
sei. 

PStS Palmen (IM) lässt verlauten, das Kabinett habe beschlossen, die Steuerschät-
zung abzuwarten und anschließend eine Entscheidung darüber zu treffen, ob in der Er-
gänzungsvorlage Mittel für den Landespräventionsrat sowie seine Geschäftsstelle ver-
anschlagt würden. Die Steuerschätzung werde etwa Mitte Mai vorliegen, sodass im An-
schluss daran entschieden werde, ob entsprechende Mittel bereitgestellt würden.  

Monika Düker (GRÜNE) möchte wissen, wie bis dahin mit den dortigen Mitarbeitern 
verfahren werde. 

PStS Palmen (IM) lässt wissen, die Aufgaben würden so lange weitergeführt, bis der 
Landtag auf Vorschlag der Landesregierung eine Entscheidung getroffen habe.  

(Abstimmungsergebnis siehe Anlage.) 

Änderungsanträge Nr. 2 bis 4 

Keine Wortmeldungen. 

(Abstimmungsergebnisse siehe Anlage.) 

Änderungsantrag Nr. 5 

Dr. Karsten Rudolph (SPD) bedauert, dass ein FDP-geführtes Innenministerium in 
dem in Rede stehenden Bereich zu einem absoluten Kahlschlag und einer Racheaktion 
aushole und die Mittel für den Flüchtlingsrat auf Null setze. 

Monika Düker (GRÜNE) weist darauf hin, dass ihre Fraktion einen gleich lautenden 
Antrag gestellt habe mit dem Unterschied, dass es ihrer Fraktion egal sei, wo die Mittel 
für das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche etatisiert seien. Von daher werde 
ihre Fraktion dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zustimmen. 
Es gehe im Wesentlichen um die Fortsetzung der Arbeit des Flüchtlingsrats, eine Dach-
organisation, die mit ganz wenigen Mitteln wertvolle Arbeit leiste. Die Mittel seien derart 
gering, dass diese nicht mit dem Argument der Haushaltskonsolidierung gestrichen 
werden könnten. Deckungsfähigkeit bestehe mit dem Titel für Rückführungen. Diese 
Organisation leiste Arbeit für Menschen, die über sehr wenig Lobby verfügten. Insofern 
wäre das Geld gut angelegt. Sie weise darauf hin, dass in den vergangenen Jahren die 
damaligen Oppositionsfraktionen von CDU und FDP stets die Änderungsanträge der 
damaligen Koalitionsfraktionen unterstützt hätten, die Mittel in diesem Bereich, die auch 
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die SPD-Minister versucht hätten, zu kürzen, wieder anzuheben. Sie würde es begrü-
ßen, wenn dies auch in diesem Jahr gelänge. 

Holger Ellerbrock (FDP) führt aus, die Landesregierung und die sie tragenden Koaliti-
onsfraktionen stünden vor einem noch nie dagewesenen Sparzwang. Seine Fraktion 
werde stets an der Seite derjenigen stehen, die bürgerschaftliches Engagement stütz-
ten. Der Anspruchshaltung, dass bürgerschaftliches Engagement automatisch mit staat-
licher Alimentation gleichzusetzen sei, könne man jedoch nicht folgen. 

Theo Kruse (CDU) hält das Anliegen der Abgeordneten Monika Düker (GRÜNE) für 
berechtigt, bittet aber einzusehen, dass die CDU-Fraktion in den vergangenen zehn 
Jahren vom Grundsatz her eine andere Ausrichtung der Flüchtlings- und Asylpolitik im 
Land Nordrhein-Westfalen gewollt habe. Zur Asyl- und Flüchtlingsarbeit gehöre eine 
Gesamtschau der Dinge. Seine Fraktion wolle gemeinsam mit der Landesregierung in 
diesem Bereich vieles neu ordnen, unter anderem die Verkürzung der Asylverfahren, 
die aus Sicht seiner Fraktion nach wie vor zu lange dauerten. Darüber hinaus stelle jede 
noch so kleine Kürzung einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung dar. Hierbei mache 
auch dieser Betrag keine Ausnahme.  

Monika Düker (GRÜNE) lässt verlauten, neben dieser Haushaltsstelle für ehrenamtli-
che Arbeit gebe es noch eine Haushaltsstelle für die Beratungsstellen und Psychosozia-
len Zentren. Diese beiden Stellen könnten nicht voneinander getrennt werden, da sich 
im Anschluss an die professionelle Arbeit oftmals die ehrenamtliche Arbeit anschließe. 
Sie halte es nicht für gerechtfertigt, die relativ geringen Mittel für die ehrenamtliche Ar-
beit zu streichen. Dies wäre gut investiertes Geld, da man es in der Flüchtlingsarbeit mit 
einer hochkomplexen rechtlichen Materie zu tun habe. In diesem Bereich könne mit 
sehr wenig Geld ein hoher gesellschaftlicher Nutzen erzielt werden. 

Dr. Karsten Rudolph (SPD) legt dar, seine Frage an Theo Kruse (CDU) im Plenum, ob 
die Koalition hinter der Bleiberechtsinitiative des Innenministers stehe, habe er bejaht. 
Insofern sei der Hinweis der Abgeordneten Düker nicht ganz falsch gewesen, dass man 
den in Rede stehenden Haushaltstitel nicht nur unter dem Aspekt der Verkürzung von 
Asylverfahren betrachten dürfe, sondern man müsse in einer Gesamtschau mitberück-
sichtigen, dass alle Fraktionen den Innenminister in der Innenministerkonferenz bei ei-
nem Einstieg in eine Bleiberechtsinitiative unterstützten. 
Als Grund für die Streichung der Mittel für den Flüchtlingsrat die allgemeine Haushalts-
lage anzugeben, sei für ihn nicht plausibel. Zur Haushaltskonsolidierung könnten ganz 
andere Titel beitragen, zum Beispiel Reiterstaffel. Insofern lasse er dieses Argument 
nicht gelten.  

(Abstimmungsergebnis siehe Anlage.) 
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Änderungsantrag Nr. 6 

Monika Düker (GRÜNE) teilt mit, dass sie den Änderungsantrag zurückziehe. 

Änderungsanträge Nr. 7 und 8 

Keine Wortmeldungen. 

(Abstimmungsergebnisse siehe Anlage.) 

Änderungsanträge Nr. 9 und 10 

Monika Düker (GRÜNE) legt dar, die Wiedereinführung der Reiterstaffel führe zu Ein-
sparungen an anderen Stellen im Polizeibereich, was ihre Fraktion nicht für verhältnis-
mäßig halte. In der vergangenen Legislaturperiode habe die damalige Landesregierung 
sehr deutlich gesagt, dass zur Verbesserung der Sicherheit die Reiterstaffeln nicht not-
wendig seien und bestimmte Lagen sehr gut auch ohne Reiterstaffeln gemeistert wer-
den könnten. In den Änderungsanträgen 9 und 10 seien lediglich die Sachkosten aufge-
führt. Hinzu kämen ja noch die Personalkosten, also die Reiterinnen und Reiter, die im 
anderen operativen Dienst nicht zur Verfügung stünden, sodass es insgesamt um eine 
Summe von jährlich rund 2 Millionen € gehe, die sich das Land die Reiterstaffel kosten 
lasse. Diesen populistischen Akt halte ihre Fraktion für nicht zielführend und nicht not-
wendig. Vor diesem Hintergrund stelle ihre Fraktion im Entschließungsantrag fest, dass 
die Wiedereinführung der Reiterstaffeln eine Fehlentscheidung der Landesregierung 
sei, die keinen Zugewinn an innerer Sicherheit darstelle und unter haushaltspolitischen 
Gesichtspunkten nicht zu rechtfertigen sei.  

Holger Ellerbrock (FDP) stellt fest, dass bezüglich der Einsatzleistung der Polizeirei-
terstaffel die Koalitionsfraktionen eine andere Meinung verträten als die Grünen-
Fraktion. Er als umweltpolitischer Sprecher seiner Fraktion halte es zum Zwecke der 
Umweltbildung für vernünftig, Reiterstaffeln gerade in Agglomerationsgebieten der Be-
völkerung näher zu bringen.  

(Abstimmungsergebnisse siehe Anlage.) 

Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen sowie gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen stimmt der Ausschuss dem Einzelplan 03 in Verbindung mit der 
Ergänzungsvorlage unverändert zu.  
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2 Verschiedenes 

Vorsitzender Winfried Schittges teilt mit, es liege ein Schreiben des Vorsitzenden des 
Rechtsausschusses vom 21. März 2006 vor, in dem es um die Beratung zweier Anträ-
ge - 14/469 und 14/1117 - gehe, die sich im Wesentlichen mit der Behandlung und den 
Resozialisierungsmöglichkeiten delinquenter Jugendlicher beschäftigten. Beide Anträge 
seien nicht an den Innenausschuss zur Mitberatung überwiesen worden. Der Vorsitzen-
de des Rechtsausschusses frage die Bereitschaft des Innenausschusses zu einer ge-
meinsamen Sitzung als Pflichtsitzung ab. Weiteres werde er mit den Obleuten bespre-
chen. 

Außerdem habe er, Vorsitzender Schittges, ein Schreiben von Herrn Dr. Rudolph (SPD) 
und Frau Düker (Grüne) vom 27. März 2006 bezüglich einer Sondersitzung des Innen-
ausschusses zum Thema „Stand der Binnenorganisation im Bereich der Kreispolizeibe-
hörden“ erhalten. Die Landesregierung habe angeregt, zu der Beratung über dieses 
Thema auch den Urheber des Evaluationsgutachtens zum Modellversuch „Andere Füh-
rungsstrukturen“ bei den Polizeipräsidien Aachen und Köln, Universitätsprofessor 
Dr. Jürgen Weibler, in den Ausschuss einzuladen. Er schlage vor, zunächst einen Ter-
min mit Herrn Dr. Weibler abzustimmen und dann einen entsprechenden Terminvor-
schlag zu machen. - Der Ausschuss ist damit einverstanden. 

gez. Winfried Schittges 

Vorsitzender 
 
Anlage 
beh/20.04.2006/25.04.2006 
192 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 03
im Innenausschuss

zum Haushaltsgesetz 2006

Sachhaushalt

Anlage zu Vorlage 14/407

Lfd . Nr .
des

Antrags

Antrag-
steller

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs -
ergebnis

1

	

I SPD Kapitel 03 010

	

Ministerium
Titel 547 40

	

Ausgaben für den Landespräventionsrat sowie seine r
Geschäftsstelle

Erhöhung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

0 Euro

	

200.000 Euro
um

	

200.000 Euro
auf

	

200.000 Euro

Begründung:
Der auf Initiative der Landesregierung 2002 gegründete Landespräventionsrat bring t
Vertreterinnen und Vertreter verschiedener gesellschaftlicher Gruppen zusammen, um di e
Aufgaben einer effektiven Kriminalprävention gemeinsam anzugehen . Dabei stehen Service- ,
Informations- sowie Initiierungsfunktion unter Einbeziehung der Beratung von Politik un d
Verwaltung in allen Angelegenheiten gesamtgesellschaftlich ausgerichteter Kriminalpräventio n
im Vordergrund . Die wichtige Arbeit des Landespräventionsrates muss auch in Zukunft i m
bisherigen Umfang weitergeführt werden .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

J a
Grüne

	

J a
FDP

	

Nein

- 1 -
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Anlage zu Vorlage 14/40 7

Lfd. Nr.
des

Antrags

Antrag -
steller

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

2

	

Grüne

	

Kapitel 03 010

	

Ministerium
Titel 547 40

	

Ausgaben für den Landespräventionsrat sowie seine r
Geschäftsstelle

Erhöhung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

0 Euro

	

200.000 Euro
um 200 .000 Euro
auf 200 .000 Euro

	 egründung :
Der Landespräventionsrat NRW hat die Aufgabe, die gesamtgesellschaftliche Kriminalpräventio n
des Landes zu fördern und zu optimieren . Sein Tätigkeitsbereich, der u . a. die Vermittlun g
praktischer Erfahrungen aus der Präventionsarbeit, die wissenschaftliche Beratung de r
Landesregierung sowie die Vernetzung der vielen örtlichen Initiativen im Lande umfasst, ist i m
Hinblick auf die Wichtigkeit von Kriminalprävention unverzichtbar .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

Ja
Grüne

	

Ja
FDP

	

Nein
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Lfd . Nr .
des

Antrags

Antrag-
steller

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs -
ergebnis

3

	

GRÜNE

	

Kapitel 03 030

	

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 536 00

	

Rückführun g

Reduzierung des Ansatze s

2006

	

Ansatz It . HH 2005

von 9.500.000 Euro

	

9 .040 .800 Euro
um 1 .000.000 Euro
auf 8 .500.000 Euro

Begründung:
1. Die Reduzierung des Ansatzes rechtfertigt sich durch das Rechnungsergebnis 2004 .

2. Außerdem erniedrigt sich die Anzahl der Rückführungen über die noch in diesem Jahr z u
erwartende Bleiberechtsregelung .
3. Die Reduzierung dient zur Deckung der Anträge zu Titel 684 10 und 684 20 .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

Enth.
Grüne

	

J a
FDP

	

Nein

3
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Lfd. Nr.
des

Antrags

Antrag -
steller

(Fraktion/
en)

Antrag
eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

4 SPD Kapitel 03 030

	

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 536 00

	

Rückführun g

Reduzierung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

9 .500.000 Euro

	

9 .040 .800 Euro
um

	

798.000 Eur o
auf

	

8.702.000 Euro

Begründun g
Deckung der Anträge zu Kapitel 03 010, Titel 547 40 sowie Kapitel 03 030, Titel 684 10 un d
684 20 .

abgelehnt

CDU

	

Nei n
SPD

	

Ja
Grüne

	

Enth .
FDP

	

Nein
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Lfd. Nr .
des

Antrags

Antrag -
stelle r

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung

Abstimmungs-
ergebnis

5

	

SPD

	

Kapitel 03 030

	

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 684 10

	

Förderung der Flüchtlingsarbei t

Erhöhung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

0 Euro

	

180 .000 Euro
um

	

180 .000 Eur o
auf

	

180 .000 Eur o

Neuer Haushaltsvermerk : "Die Erläuterungen sind verbindlich" .

Erläuterungen : Die Mittel für die Förderung der Flüchtlingsarbeit werden wie folgt aufgeteilt :

Flüchtlingsrat NRW e .V .

	

150.000 Euro

Diakonisches Werk der evangelischen Kirch e
im Rheinland - Abschiebebeobachtung -

	

30 .000 Euro

Begründung :
Die Arbeit des Dachverbandes der Flüchtlingsinitiativen sowie die Beobachtung vo n
Abschiebungen am Flughafen Düsseldorf sollen in angemessenem Umfang weitergeführ t
werden .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

Ja
Grüne

	

Ja
FDP

	

Nein
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Lfd. Nr .
des

Antrags

Antrag
steiler

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

6

	

Grüne

	

Kapitel 03 030

	

Lands maßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 684 10

	

Förderung der Flüchtlingsarbei t

Erhöhung des Ansatzes

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

0 Euro

	

180.000 Euro
um

	

150.000 Euro
auf

	

150.000 Euro

Begründung:
Der Flüchtlingsrat NRW e .V . hat eine wichtige Zentralstellenfunktion für di e
Unterstützung der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer in der Flüchtlingsarbeit .

Zurück-
gezogen
durch
Antrag
stellende
Fraktion

6
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Lfd. Nr.

	

Antrag-
des

	

stelle r
Antrags (Fraktion/

en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

7

	

SPD Kapitel 03 030

	

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 684 20

	

Soziale Beratung von Flüchtlinge n

Erhöhung des Ansatzes

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von

	

1 .800 .000 Euro

	

2 .218.000 Eur o
um

	

418 .000 Euro
auf

	

2 .218 .000 Euro

Begründung:
Die Erhöhung ist notwendig, um die wichtige Arbeit der Beratungsstellen und Psychosoziale n
Zentren nicht zu gefährden .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

Ja
Grüne

	

Ja
FDP

	

Nein
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Lfd . Nr .
des

Antrags

Antrag-
steller

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

8

	

Grüne

	

Kapitel 03 030

	

Landesmaßnahmen für Asylbewerber und Bürgerkriegsflüchtling e
Titel 684 20

	

Soziale Beratung von Flüchtlinge n

Erhöhung des Ansatze s

2006

	

Ansatz I . HH 2005

von 1 .800.000 Euro

	

2 .218.000 Eur o
um

	

418.000 Euro
auf 2.218.000 Euro

Begründung :
Die Erhöhung ist notwendig, um die wichtige Arbeit der Beratungsstellen und Psychosoziale n
Zentren zu erhalten und nicht zu gefährden .

abgelehnt

CDU

	

Nein
SPD

	

J a
Grüne

	

J a
FDP

	

Nein

8
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Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

Lfd. Nr.
des

Antrags

Antrag-
steller

(Fraktion/
en)

9 Grüne Kapitel 03 110

	

Polizeibehörden und Polizeieinrichtungen des Landes Nordrhein -
Westfalen

Titel 518 02

	

Mieten und Pachten für Geräte, Maschinen und
Fahrzeuge

Reduzierung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von 13.050.000 Euro

	

12.750.000 Euro
um

	

100.000 Euro
auf 12 .950.000 Euro

Begründung :
Die Wiedereinführung der Reiterstaffel ist aus sicherheitspolitischen Gründen nicht notwendig .
Die Polizei ist gut in der Lage, Einsatzlagen auch ohne Reiterstaffeln zu meistern . Aufgrund de r
hohen Rüstzeiten (Tierpflege, Ausbildung, Transport) bleiben den Polizeireiterinnen und -reiter n
weniger als die Hälfte ihrer Arbeitszeit tatsächlich im Einsatz für die Sicherheit . Die durch di e
Abschaffung der Reiterstaffeln 2003 eingesparten Mittel kamen unmittelbar dem Wach- un d
Ermittlungsdienst der Polizeibehörden zugute . Dies ist weiterhin wichtig .

abgelehnt

CDU

	

Nei n
SPD

	

Ja
Grüne

	

Ja
FDP

	

Nein

9
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Lfd. Nr.
des

Antrags

Antrag-
stelle r

(Fraktion/
en)

Antrag
(eventuell Begründung)

Abstimmungs-
ergebnis

10

	

Grüne

	

Kapitel 03 110

	

Polizeibehörden und Polizeieinrichtungen des Landes Nordrhein -
Westfalen

Titel 812 00

	

Erwerb von Geräten und sonstigen beweglichen Sache n

Reduzierung des Ansatze s

2006

	

Ansatz lt . HH 2005

von 24.000.000 Euro

	

17.540. 000 Euro
um

	

80.000 Euro
auf 23 .920 .000 Euro

Begründung:
Die Wiedereinführung der Reiterstaffel ist aus sicherheitspolitischen Gründen nicht notwendig .
Die Polizei ist gut in der Lage, Einsatzlagen auch ohne Reiterstaffeln zu meistern . Aufgrund de r
hohen Rüstzeiten (Tierpflege, Ausbildung, Transport) bleiben den Polizeireiterinnen und -reiter n
weniger als die Hälfte ihrer Arbeitszeit tatsächlich im Einsatz für die Sicherheit . Die durch di e
Abschaffung der Reiterstaffeln 2003 eingesparten Mittel kamen unmittelbar dem Wach- un d
Ermittlungsdienst der Polizeibehörden zugute . Dies ist weiterhin wichtig . (Tierpflege, Ausbildung ,
Transport) bleiben den Polizeireiterinnen und -reitern weniger als die Hälfte ihrer Arbeitszei t
tatsächlich im Einsatz für die Sicherheit . Die durch die Abschaffung der Reiterstaffeln 2003
eingesparten Mittel kamen unmittelbar dem Wach- und Ermittlungsdienst der Polizeibehörden
zugute . Dies ist weiterhin wichtig .

abgelehnt

CDU

	

Nei n
SPD

	

Ja
Grüne

	

Ja
FDP

	

Nein
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